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Drucksache IV/ 1174 


Der Bundesschatzminister 

II A/5 - O 4411 Mnh - 20/63 


Bad Godesberg, den 29. März 1963 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Veräußerung von Bundesgelände in Heidelberg 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Hahn (Heidel- 
berg), Dr. Wahl, Dr. Hesberg, Baier (Mosbach) und 
Genossen 

— Drucksache IV/1077 — 


Die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Hahn (Heidelberg), 
Dr. Wahl, Dr. Hesberg, Baier (Mosbach) und Genossen beant- 
worte ich wie folgt: 

In meinem Antwortschreiben vom 28. Februar 1963 — Druck- 
sache IV/1024 — hatte ich ausgeführt, daß die Freigabe des 
bundeseigenen Geländes Emmertsgrund von der Eignung des 
angebotenen Ersatzgeländes für militärische Zwecke abhänge. 
Die hierzu eingeleitete Prüfung hat inzwischen zu einem posi- 
tiven Ergebnis geführt. Es kann deshalb davon ausgegangen 
werden, daß der mit dem Lande Baden-Württemberg vorge- 
sehene Grundstückstausch in nächster Zeit zustande kommen 
wird. 

Die Planungen des Landes Baden-Württemberg hinsichtlich des 
Geländes Emmertsgrund sehen vor, neben der Errichtung von 
Wohnungen für Landesbedienstete einen kleineren Teil für den 
Neubau einer Pädagogischen Hochschule zu verwenden, sofern 
sich das Gelände hierfür als geeignet erweist. Der verbleibende 
Teil soll dem allgemeinen Wohnungsbau zur Verfügung gestellt 
werden. 

Zu den gestellten Fragen nehme ich wie folgt Stellung: 


1. Es ist beabsichtigt, in dem Veräußerungsvertrag eine Ver- 
wertung des Restgeländes in dem in der Frage aufgezeigten 
Sinne vorzusehen. 

2. Es ist ebenfalls beabsichtigt, eine vorrangige Zweckbindung 
im Sinne der Förderung des Familienheimgedankens ver- 
traglich zu verankern. 
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3, Vertragliche Bindungen mit dem Lande Baden-Württemberg 
sind bisher noch nicht eingegangen. Eine unverbindliche 
Fühlungnahme hat ergeben, daß mit der Bereitschaft des 
Landes gerechnet werden kann, Auflagen der in den Fragen 
1 und 2 dargestellten Art zu akzeptieren. Diese Bereitschaft 
gründet sich namentlich darauf, daß auch das Land Baden- 
Württemberg Richtlinien für die Veräußerung landeseigener 
Grundstücke zur Förderung des sozialen Wohnungsbaues 
erlassen hat, die inhaltlich denen des Bundes vom 27. Juni 
1961 (MinBlFin S. 623) weitgehend entsprechen. Das Land 
wäre also ohnehin gehalten, bei der Veräußerung von Bau- 
land nach den auch vom Bund verfolgten Grundsätzen zu 
verfahren. 

4. In dem Veräußerungsvertrag soll sichergetellt werden, daß 
bei der Befriedigung des Wohnungsbedarfs von Landesbe- 
diensteten den Bewerbern um ein Familienheim bzw. eine 
Eigentumswohnung der Vorrang gegeben werden soll, so- 
weit unter mehreren konkurrierenden Bewerbern eine 
gleiche Dringlichkeit gegeben ist. Auch die übrigen Vor- 
ränge der Veräußerungsrichtlinien sollen bei diesem Bau- 
programm gewahrt werden. 


In Vertretung 
des Staatssekretärs 

von Süsskind 
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